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Peter Fauser, Adolf Kell, Doris Knab

Welches Recht braucht die Schule?

Lebtungsbewertung als Problem rechtlicher Kontrolle und pädagogbcher
Selbstkontrolle

Mit dem Symposion ist das interdisziplinäre Gespräch zwischen Juristen und Pädagogen

fortgesetzt worden, das insbesondere durch die Arbeit der Kommission Schulrecht des

Deutschen Juristentages (DJT) angeregt wurde. Zur Erinnerung: Der DJT hatte durch

seine Abteilung „Schule im Rechtsstaat" 1976 die schulrechtliche Diskussion intensi¬

viert (vgl. Verhandlung des 51. DJT 1976, Band II [Sitzungsbericht] Teil M, München

1976). Grundlage bildeten Gutachten zu der Frage: „Nach welchen rechtlichen

Grundsätzen sind das öffentliche Schulwesen und die Stellung der an ihm Beteiligten zu

regeln?" Gemäß den Beschlüssen des DJT wurde dann zur „bundesweiten Förderung

eines hinreichend koordinierten Schulrechts" eine „Kommission ,Deutsches Schul¬

recht'" berufen, die „Musterentwürfe" erarbeiten sollte. Die Kommission, in der auch

Pädagogen mitwirkten, legte 1981 als Arbeitsergebnis den „Entwurffür ein Landes¬

schulgesetz" vor (DJT-SchulGE). Die Initiative des DJT hat bis heute Folgeaktivitäten

ausgelöst: Im vergangenen Jahr gab der DJT selbst zwei Studien über die Auswirkun¬

gen der Kommissionsvorschläge in Auftrag (DJT 1987 a und b). Schon seit längerem hat

eine Studiengruppe der Akademie für Bildungsreform (Tübingen) speziell an der

Problematik der Leistungsbewertung interdisziplinär weitergearbeitet (Akademie

1984). Hauptsächhch als Fortführung dieser Arbeit ist das Symposium „Leistungsbe¬

wertung in öffentlicher Verantwortung als Problem von Pädagogik und Recht" in

Saarbrücken organisiert worden.

Beurteilungen, Zeugnisse, Versetzungen und Berechtigungsvergaben sind pädagogi¬
sche und zugleich juristische Akte, die für die individuelle Entwicklung wie für die

Verwirklichung des Postulats der Chancengerechtigkeit einer „Leistungsgesellschaft"

gleichermaßen von Bedeutung sind. Das damit angesprochene Verhältnis zwischen

„Leistungsprinzip und Gerechtigkeit" machte A. Flitner (Tübingen) zum Thema

seiner Einführung in das Symposion. Schule müsse als öffentliche Institution in der

Spannung von juristischer und pädagogischer Bedeutung ihres Handelns zweierlei

gewährleisten: das Recht auf Bildung und Förderung des einzelnen sowie die

Rechtsförmigkeit und Kontrollierbarkeit der in ihr gefällten Urteile. Da diese

Spannung nicht aufgehoben werden könne, müsse sie von beiden Seiten, vom Recht

und von der Pädagogik, bearbeitet werden. Dazu nötigten alte und neue Probleme.

Zunächst sei die alte Frage nach dem Leistungsbegriff der Schule zu klären, aus dem

sich die Art und Weise der Leistungsforderungen und der Leistungsprüfung ergebe.
Kinder und Jugendhche wollen etwas wissen, können, beherrschen, zustande bringen -

also etwas leisten. Es könne also nicht darum gehen, „Leistung" pädagogisch

wegzudiskutieren. Aber die Leistungsdefinition und die darauf beruhende Beurteilung
könne auch zur Verwüstung von Leistungsfähigkeit und -berehschaft führen. Ange¬
sichts der „Fragwürdigkeit der Zensurengebung" (Ingenkamp) und der Unzuverlässig-
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keit der Auslese- und Berechtigungsinstrumente sei das Vertrauen in die Zensurenge-
bung zwar längst erschüttert. Dies habe aber nicht zu ihrer Abschaffung oder zur

grundlegenden Revision geführt.

Neue Probleme sind im Verlauf der Bildungsreformen der vergangenen beiden

Jahrzehnte hinzugekommen: Der Andrang zu den Schulen mit den höchsten Abschlüs¬

sen habe wegen des Numerus clausus zu gerichtlichen Auseinandersetzungen über die

Zulassungsbedingungen geführt. Als deren Folge sei zur rechtlichen Sicherung der

Zeugnisse ein immer dichteres Netz von Regelungen entstanden, das die pädagogische
Gestaltungsfreiheit erheblich eingeschränkt habe, ohne den Rechtsschutz damit zu

verbessern. Der Prozeß, der so rechtlich reguliert werden sollte, lasse sich im Sinne

eines „kollektiven Aufstiegs im traditionellen Schulsystem" beschreiben, der die

relative schichtspezifische Bildungsbeteiligung indessen kaum berührt habe. Das sei

u.a. darauf zurückzuführen, daß der gymnasiale Typus des Lernens und die ihm

entsprechende Leistungsbewertung sich auch in den anderen Schularten durchgesetzt
haben, was zur Benachteiligung technischer, praktischer, künstlerischer, ökonomischer
und sozialer Begabungen, Leistungen und Interessen geführt habe. Der kollektive

Aufstieg lasse also die anders Begabten als nicht aufsteigenden „Bodensatz" zurück.

Solche Probleme sind mit einer gerichtlichen Kontrolle der Leistungsbewertung nicht

zu lösen. Vielmehr bedarf es dazu eines anderen rechtlichen Zugangs, nämlich über das

„Recht auf Bildung", das ja ein Recht auf Gefördert-werden enthalte und offensichtlich

in Kollission geraten könne zu den mit der Leistungsbewertung verbundenen Praktiken
der Ausgliederung, Aussonderung und Nicht-Förderung eines Teils der Schüler.

Da Leistungsbewertung unter dem Postulat der Gerechtigkeit die Frage nach der

„Normierung von Leistungsmaßstäben" aufwirft, wurde zunächst dieser Problemkom¬

plex aus pädagogischer und rechtlicher Sicht beleuchtet. Aus juristischer Sicht hat R.

Wimmer (Bonn) die „rechtlichen Anforderungen an pädagogische Bewertungsvorgän¬
ge" analysiert und daraus Folgerungen für Erziehungswissenschaft und Schulpraxis
gezogen.

Im Rechtsstaat muß pädagogisches Handeln in der Schule einer durchschaubaren

Rationalität folgen. Auch die Leistungsbewertung könne nicht einfach mit der

Zauberformel „höchstpersönlicher, unvertretbarer, einmaliger und unwiederholbarer

pädagogischer Akt" tabuisiert werden. Vielmehr müßten die Pädagogen Normen und

Methoden der Leistungsbewertung einer rationalen Argumentation zugänglich
machen. Im Blick auf solche „Regeln der Leistungsbewertung" nannte Wimmer eine

Reihe von Anforderungen: Zunächst die Gewißheit, was mit der Bewertung ermittelt

werden soll. Sodann die Festlegung des für den Bewertungsgegenstand richtigen
Bewertungsinstrumentariums. Dieses müsse eindeutig sein, was zu Problemen führe,
wenn gleichzeitig mehrere Fähigkeiten und Eigenschaften bewertet werden sollen.

Falls mehrere Instrumente zur Messung einer Leistung vorhanden seien, komme das

Auswahlprinzip hinzu. Weiterhin müsse der Bezugsmaßstab für die Leistungsbewer¬
tung feststehen. Das Notensystem und die Definition der einzelnen Note ließen aber

offen, wie die „Anforderungen" definiert sind. Der Bezug zu den Lehrplänen bleibe

bislang vage. Schließlich müsse das „Maß-nehmen" des Beurteilers die erbrachte

Leistung in einem nachvollziehbaren Bewertungsvorgang in ein Verhältnis zum

Bezugsmaßstab, also zu den „Anforderungen", setzen.

Lehrer wie Erziehungswissenschaftler lehnten solche rechtlichen Erwägungen zur
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Leistungsbewertung vielfach mit demHinweis auf die Pädagogische Freiheit ab. Dabei

werde verkannt, daß die „Regeln der Leistungsbewertung" nicht von Juristen erarbeitet

und festgelegt werden können und sollen, sondern daß dies eine genuine Aufgabe der

Pädagogik sei. Zur Bewältigung dieser Aufgabe gab Wimmer folgende Anregungen:

Festlegung von „Regeln" durch wissenschaftliche Gremien, die mit entsprechender
Autorität versehen sind und die für ihr Fachgebiet wissenschaftliche Standards

erarbeiten. Es kommen auch Gremien von Praktikern in Betracht, die fachliche

Standards definieren (wie Ingenieure im DIN-Ausschuß), oder gemischte Einrichtun¬

gen oder Kommissionen aus Erziehungswissenschaftlern und pädagogischen Prakti¬

kern, die für das gesamte Fach sprechen und die in der Pädagogik „herrschende

Meinung" feststellen könnten. In dem Maß, in dem dies den Pädagogen gemeinsam

gelinge, würden sie der Rechtssprechung die Arbeit erleichtern, ohne juristische

Übergriffe befürchten zu müssen, und würden sie „das öffentliche Schulwesen ein

Stückchen verfassungskonformer - und damit vielleicht ein Quentchen gerechter"
machen.

Welche Normen und Normorientierungen in der Schulpraxis - oft implizit - allgemein

verfolgt, in der Erziehungswissenschaft diskutiert und in der empirischen Forschung

untersucht werden, ist von K.J. Klauer (Aachen) dargelegt und erörtert worden. Er

erinnerte an die drei Bezugsnormen für die Leistungsbewertung, die bereits Anfang der

60er Jahre herausgearbeitet worden sind: die Orientierung am Curriculum und dessen

Lernzielen (kriteriale oder sachliche Bezugsnorm); die Orientierung am Leinfortschritt

des einzelnen Schülers (individuelle Bezugsnorm); die Orientierung an einer Schüler¬

gruppe (soziale Bezugsnorm). Nach Abwägen der Vor- und Nachteile dieser verschie¬

denen Normorientierungen plädierte er für die Anwendung aller drei Normen, weil

damit je spezifische Informationen verbunden seien, die situationsbezogen genutzt

werden sollten.

Spezielle Probleme der „Bewertung von Lernerfolg im Bezugssystem von Folgen

qualitativer Lernstände" hat daran anschheßend H. Probst (Marburg) aufgezeigt. Er

ging davon aus, daß der Kern der Leistungsbewertung im Vergleich individueller

Lernstände mit sachstrukturellen Anforderungen zu sehen ist. Damit konzentrierte er

sich auf eine der drei von Klauer erörterten Bezugsnormen, auf die kriteriale oder

Sachnorm. Folgerichtig rückte damit das Curriculum und die in ihm festgelegten
Lerninhalte und -ziele in den Mittelpunkt der Analysen. Probst formulierte vier

Anforderungen, denen ein Curriculum genügen muß, wenn es als Bezugsnorm für eine

angemessene Leistungsbewertung geeignet sein soll. Er erläuterte sie ausführlich am

Beispiel der Mathematik im Grundschulalter und am Erlernen der Schriftsprache.

Wichtigste Folgerung aus solchen exemplarischen Lern(weg)analysen ist für Probst die

Ablehnung des der „Versetzung" zugrundeliegenden Prognosemodells. Erplädierte für

ein Voraussetzungsmodell, das auf die Vorhersage von Erfolg verzichtet, vielmehr nur

die notwendigen Bedingungen für Lernerfolg nennt, und das den Lernenden von der

Teilnahme am weiterführenden Curriculum nur ausschließt, wenn diese Bedingungen

eindeutig nicht erfüllt sind. Notwendige Bedingungen für Lernerfolge ließen sich aus

dem Nachweis „unumkehrbarer" Lernsequenzen und -strukturen ermitteln. Probst

nickte damit bewußt vom Modell eher punktueller kriterialer Bezugsnormen ab und

wählte Lernsequenzen bzw. Entwicklungslogiken, die über mehrere Jahre verlaufen,

als sachliche Bezugsnormen. In diesen Verläufen müsse sich die Bewertung von

Lernfortschritten auf eine objektive Lernmatrix stützen. „Objektiv" sollten zuerst die
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„objectives" sein und nicht vorrangig die Methode, nach der Leistungen quantifiziert
und intersubjektiv übereinstimmend bewertet werden.

Ausgehend von diesen ersten vier Beiträgen wurde der Problemkomplex „Pädagogi¬
sche Maßstäbe in der gerichtlichen Kontrolle schulischer Leistungsbewertung" disku¬

tiert. Aus juristischer Sicht hat J. Berkemann (Bundesverwaltungsgericht Berlin) die

Notwendigkeit gerichtlicher Überprüfungen schulischer Leistungsbewertung verfas¬

sungsrechtlich begründet und die praktischen Schwierigkeiten der Rechtsprechung
anhand von Erfahrungen erläutert.

Er ging von der Feststellung aus, daß Lehrer bei der Bewertung schulischer Leistungen
im staatlichen Auftrag handeln, daß Leistungsbewertung also öffentlich-rechtlicher

Natur sei. Sie habe sich damit wie jedes staatliche Verhalten innerhalb der Kompetenz
der drei Gewalten unserer verfassungsmäßigen Ordnung zu rechtfertigen. Deshalb

müsse für Legislative, Exekutive und Judikative jeweils gesondert gefragt werden, was

sie zur gerechten Leistungsbewertung beizutragen haben. Für den gegenwärtigen Stand

der Legislative stellte Berkemann fest: „Der Angriff der grundrechtlichen initiierten

Wesentüchkeitstheorie auf den pädagogischen Beurteilungsspielraum ist jedenfalls
zugunsten der Schuladministration erfolgreich abgeschlagen worden." Der Gesetzge¬
ber habe bis heute keine rechtlichen Maßstäbe definiert, so daß der „pädagogische
Beurteilungsspielraum" erhalten geblieben ist. Die (seltene) gerichtliche Überprüfung
von Leistungsbewertungen geht fast nie zugunsten des Beurteilten aus - nämlich nur

dann, wenn Verfahrensfehler nachgewiesen sind. Diese werden anhand eines seit

nahezu dreißig Jahren unveränderten formalen Rasters ermittelt: ob von falschen

Tatsachen ausgegangen oder gegen bestehende Verfahrensvorschriften verstoßen

wurde, ob sachfremde Erwägungen die Entscheidung beeinflußt haben oder allgemein
anerkannte Bewertungsmaßstäbe verletzt wurden. Ein auf die schulische Leistungsbe¬
wertung ausgerichtetes spezifisches gerichtliches Kontrollprogramm gibt es bisher

nicht. Dadurch verbleibe den Lehrern ein „höchstpersönliches Fachurteil", was ohne

Frage zu einer gerichtlichen Privilegierung der urteilenden Lehrer führe, weil die

Kontrolle inhaltlicher Bewertungsfehler ausgeschlossen sei. Berkemann unterstrich

deshalb die Forderung Wimmers: Um diesen juristisch wenig befriedigenden Zustand zu
ändern, müßten die Schulpraktiker und Erziehungswissenschaftler den Richtern ein

differenziertes Kontrollprogramm anbieten, das einer fachwissenschaftlich breit geteil¬
ten Auffassung der Pädagogen entspricht. Damit wäre eine Voraussetzung dafür

geschaffen, daß die Gerichte ihrerseits pädagogische Maßstäbe als erheblich zugrunde
legen könnten. Eine solche wünschenswerte „Rückkoppelung der schulischen Lei¬

stungsbewertung an die fachliche Professionalität ist allemal ,verfassungsnäher' als der

gegenwärtige Zustand eines nur sehr allgemein gehaltenen Kontrollprogramms."

A. Krapp (München) hat mit Bezug auf diese rechtliche Lage Möglichkeiten analysiert,
allgemein gültige pädagogische Bewertungsgrundsätze zu erarbeiten und in der Praxis

der Leistungsbewertung anzuwenden. In Übereinstimmung mit Berkemann ging er

davon aus, daß die Leistungsbeurteilungen in der Schule einen hohen Einfluß auf

individuelle Entwicklungs- und Lebenschancen haben und ihre effektive Kontrolle

deshalb eine juristisch wie pädagogisch gleichermaßen legitimierte Forderung sei.

Erziehungswissenschaft und Pädagogische Psychologie wären auch durchaus in der

Lage, das juristische Konstrukt der „allgemein gültigen Bewertungsgrundsätze"
inhaltlich zu konkretisieren. Die damit verbundene Verdichtung der rechtlich-
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richterlichen KontroUe über die schuüsche Leistungsbewertung enthalte aber die

problematische Tendenz, sich auf Teilphänomene zu konzentrieren, die mit einfachen

Mitteln erfaßbar seien und über deren Einschätzung problemlos intersubjektiver

Konsens hergestellt werden könne. Was nicht eindeutig meßbar sei, könne jedoch

pädagogisch viel bedeutsamer sein, gleichwohl aus der Leistungsbewertung aber

ausgeklammert bleiben. „Die Verankerung eines rechtlich-richterlichen Kontrollsy¬

stems in fachwissenschaftlichen Erkenntnissen und Prinzipien hat zur Konsequenz, daß

nicht nur die Vorzüge, sondern auch die Mängel wissenschaftlicher Erkenntnis

übernommen werden. Für die pädagogische Beurteilungspraxis erwächst daraus

langfristig die Gefahr, daß sie mit neuen Fehlerquellen systematisch ,infiziert' wird, die

zu einer qualitativ neuartigen Verschlechterung der Beurteilungspraxis führen."

Um gerichtliche Auseinandersetzungen über die Leistungsbewertung zu vermeiden,

gleichwohl dem Gerechtigkeitsprinzip und dem Grundsatz, daß es keine rechtsfreien

Räume geben dürfe, zu entsprechen, ist die Frage nach angemessenen „Alternativen

zum Rechtsweg" zu stellen und sind die „Möglichkeiten von Schule und Schulverwal¬

tung zur pädagogischen Selbstkontrolle bei der Leistungsbewertung" zu ermitteln.

Dazu wurde von juristischer Seite durch K. Nevermann (Soest) unter formellem und

materiellem Aspekt geprüft, ob und inwieweit solche Selbstkontrollen rechtlich

möglich sind. Nevermann erörterte zunächst eine „große" Alternative zum jetzigen

Zustand, durch die Spannungen im Verhältnis von Schule und Gerichten bei der

Leistungsbewertung überbrückt werden könnten: die Scientifizierung der wesentlichen

Beurteilungen durch standardisierte Tests. Dann bliebe kein Raum für „höchstpersön¬

liche" Urteile des Lehrers und damit auch kein Raum für Rechtsstreitigkeiten über

deren Angemessenheit. Gegen diese Alternative machte Nevermann aber rechthche

Bedenken geltend. Vor allem mit Bezug auf das Grundrecht auf „informationelle

Selbstbestimmung" und den pädagogischen Auftrag der Schule plädierte er für zwei

andere Alternativen: Entwicklung von Verfahren pädagogischer Selbstkontrolle und

Etablierung eines Beratungs- und Supervisionssystems.

Pädagogische Selbstkontrolle sei angebracht, weil die schulische Leistungsbewertung

wesentlicher Teil der pädagogischen Freiheit des Lehrers sei. Es wäre jedoch möglich,

die individualisierte Bewertungskompetenz des Lehrers zu kollegialisieren, und zwar

durch eine konsequente Weiterentwicklung der schon vorhandenen konferenzrechtli¬

chen Regelungen zur Notengebung. Ein Beratungs- und Supervisionssystem könne

neben der Schulaufsicht (also ohne Anordnungsbefugnisse) institutionalisiert werden,

so daß es durch Beratung, Argumentation, Veröffentlichung von Problemen und

Problemlösungen zu einem Prozeß der Selbstkontrolle kommen könne. Wenn diese

Beratung von der Schulaufsicht getrennt bleibe, habe von einem solchen Inspektoren¬

system niemand etwas zu befürchten; vielmehr könnten die Lehrer von den großen

Erfahrungen der Inspektoren lernen, was zur Qualitätsverbesserung in der Leistungs¬

bewertung führen würde.

Auf eine weitere wichtige Alternative zum (bestehenden) Rechtsweg, die bisher kaum

gesehen worden ist, hat H. S. Rosenbusch (Nürnberg) aufgrund eigener Untersuchun¬

gen aufmerksam gemacht: die Lehrerbeurteilung.

Leistungsbewertung bei Schülern sei nicht die einzige Leistungsbewertung in der

Schule; auch Lehrer würden beurteilt, und zwischen der Leistungsbewertung bei

Schülern und der bei Lehrern bestehe ein Zusammenhang. Zum einen geben die
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Leistungen der Schüler Aufschluß über die professionelle Leistung des Lehrers; zum

anderen werden Lehrer auch danach beurteüt, wie sie die Leistungsbewertung bei

Schülern handhaben. Die Regelbeurteilung der Lehrer weist eine lange, allerdings
uneinheitliche rechtliche Regelung und Praxis auf. Die Ergebnisse von Rosenbuschs

Untersuchungen lassen solche individuellen Regelbeurteilungen unter meßtheoreti¬

schen, motivationspsychologischen und schultheoretischen Aspekten problematisch
erscheinen. Alternativen zur Regelbeurteilung des einzelnen Lehrers könnten auch auf

Alternativen zur Leistungsbeurteilung der Schüler hinweisen: Da kein Lehrer unab¬

hängig von Schulleitung, Schulklima oder -ethos unterrichten könne, müsse die

Beurteilung auf die Schule als Ganzes bezogen werden. Außerdem müßten die Lehrer

und die Schulleiter für die Leistungsbewertung besser ausgebildet und eine professio¬
nelle Selbstevaluation angebahnt werden, wobei schulinterner Lehrerfortbildung
besondere Bedeutung zukomme.

Zum Schluß versuchte P. Fauser (Tübingen) Perspektiven für eine künftige Zusam¬

menarbeit von Pädagogen und Juristen im öffentlichen Interesse zu entwickeln.

Grundlegend war die am Bezugsnormenkonzept verdeutlichte These, daß eine isolierte

Verbesserung allein der Meßinstrumente noch nicht zu einer rationaleren Gestaltung
der Leistungsbewertung führe. Leistungsbewertung sei eine Teilrunktion des pädago¬
gischen Handelns; ihre Rationalität hänge daher von Voraussetzungen und Folgen in

der jeweiligen pädagogischen Handlungseinheit ab. So sei beispielsweise eine Einfüh¬

rung flächendeckender standardisierter Schulleistungstests nur „rational", wenn auch

der Unterricht standardisiert werde - also unter unreahstischen, pädagogisch unver¬

nünftigen und somit irrationalen Gesamtvoraussetzungen. Eine Evaluation der Lei¬

stungsbewertung - und als solche lasse sich auch die gerichtliche Überprüfung verstehen
- müsse sich infolgedessen auf die pädagogische Handlungseinheit richten, in deren

Rahmen die Leistungsbewertung jeweils stattfinde. Betrachte man mit der gegenwär¬

tigen Schulforschung und Schultheorie die einzelne Schule als pädagogische Hand¬

lungseinheit, so lasse sich ein Kontrollprogramm für die Leistungsbewertung formu¬

lieren. Diese Kontrolle darf dann nicht auf das je einzelne Urteil des einzelnen Lehrers

beschränkt werden, sondern muß der Qualität der einzelnen Schule, ihrer „pädagogi¬
schen Kultur" als der entscheidenden „pädagogischen Handlungseinheit" gelten.

Die vorgetragenen Analysen zeigten, daß sich die von Juristen geforderten Grundsätze
für die Leistungsbewertung durchaus formulieren lassen. Die Rationalität der Lei¬

stungsbewertung ist also durchaus evaluierbar und steht damit im Prinzip auch

gerichtlicher Überprüfung offen. Es ist aber mehr als fraglich, ob der Rechtsweg die

Kontrolle der Leistungsbewertung wirksam verbessern kann oder nicht vielmehr eine

ganz unökonomische Alternative zu anderen Moghchkeiten darstellt. Insgesamt gehe
es auch bei der Kontrolle der Leistungsbewertung um eine bessere Rationalität des

pädagogischen Handelns. Damit stelle sich eine Aufgabe, die sich als nur pragmatisch
zu lösendes Optimierungsproblem betrachten lasse. Erfolgversprechend seien Versu¬

che, der einzelnen Schule als „pädagogischer Handlungseinheit" Entscheidungsmög-
üchkeiten zur Gestaltung, Kontrolle und Revision der Leistungsbewertung zu geben.
Ein von Pädagogen und Juristen gemeinsam zu erarbeitender „Kodex" der Leistungs¬
bewertung könnte für eine solche schulische Selbstkontrolle eine wichtige Grundlage
bilden. Ein solcher Kodex müßte sich auf pragmatische Lösungen konzentrieren, d.h.

praktikable Formen der Leistungsbewertung darstellen, die Grenzen ihrer jeweihgen
„Rationalität" sowie Möglichkeiten der Kompensation oder Revision aufzeigen. Die

206



Frage nach solchen „Grundsätzen" der Leistungsbewertung führe auf eine Reihe

interdisziphnär zu bearbeitender Probleme öffentlichen Interesses: Im Schulrecht sei

die Rolle der Schulverfassung für die korporative Selbstkontrolle zu klären, müsse die

pädagogische Freiheit des Lehrers konkretisiert werden und stelle sich die Frage des

„Rechts auf evaluierte Selbstbestimmung". Pädagogisch berühre die Leistungsbewer¬

tung darüber hinaus aber das Problem eines pädagogischen Leistungsbegriffs: welche

Art von Leistungen die Gesellschaft künftig brauche, welche Leistungen die Schule

fordern und anerkennen solle und welche Leistungserfahrungen zum Lernen und

Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen gehören.
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